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Rülke: Kretschmann soll sich für Reformvorschlag der Bundesregierung
einsetzen

Der Vorsitzende der FDP-Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, hat nach der Klausurtagung der
Liberalen die grün-rote Landesregierung aufgefordert, sich im Streit über eine Reform des Asylrechts für
eine Einigung einzusetzen und im Bundesrat dem Lösungsvorschlag der Bundesregierung zuzustimmen.
Ministerpräsident Kretschmann sollte endlich zur Einsicht kommen, dass Serbien, Mazedonien und
Bosnien-Herzegowina als sichere Herkunftsstaaten eingestuft werden können. Auch soll nach den
Worten von Rülke die Verbotsfrist für Asylbewerber zur Aufnahme einer Arbeit von neun auf drei Monate
verkürzt werden. „Kretschmann hat nun erneut die Chance zu zeigen, ob er sich gegenüber Jürgen Trittin
durchsetzen kann“, so Rülke.

Auf ihrer Klausurtagung hat die FDP-Landtagsfraktion eine Große Anfrage mit dem Titel
„Verbraucherschutz und Verbraucherinformation als Bürgerrecht“ verabschiedet, mit der die
Verbraucherschutzpolitik der Landesregierung auf den Prüfstand gestellt werden soll. „Mit einer
Zwischenbilanz fragen wir ab, ob das von Minister Bonde geführte Landwirtschaftsministerium seiner
Querschnittsaufgabe gerecht geworden ist“, sagte Rülke. Auch mit Blick auf die Frage, ob das um das
Verbraucherressort erweiterte Ministerium für Ländlichen Raum dem Anspruch gerecht wurde, die
ressortübergreifende Koordination und Federführung zu übernehmen. Grün-Rot regiere nun im vierten
Jahr und habe mit seinen Ankündigungen im Koalitionsvertrag zum Schutz und zur Information der
Verbraucherinnen und Verbraucher hohe Erwartungen geweckt. „Nun wird die FDP-Landtagsfraktion die
Landesregierung an ihre Zielsetzungen erinnern“, so Hans-Ulrich Rülke.

Mit einem Fraktionsantrag will die FDP-Landtagsfraktion ein Zeichen gegen religiös und politisch
motivierte Gewalt setzen. „Hintergrund sind die in den letzten Monaten vermehrt in aller Öffentlichkeit
stattfindenden gewalttätigen Angriffe auf jüdische Bürger unseres Landes, aber auch die
Einschüchterungsmaßnahmen salafistischer Gruppen“, so Rülke. „Sie zeigen eindringlich, dass unsere
auf die Werte der Freiheit, Toleranz und dem friedlichen Miteinander bauende Gesellschaft immer wieder
Bedrohungen ausgesetzt ist.“ Aus diesem Grunde müssten sowohl die Zivilgesellschaft als auch die
staatlichen Organe in der Auseinandersetzung mit religiös und politisch motivierten Extremisten gestärkt
werden. „Hierzu wollen wir die bereits existierende Enquetekommission ‚Konsequenzen aus der
Mordserie des Nationalsozialistischen Untergrunds (NSU) / Entwicklung des Rechtsextremismus in
Baden-Württemberg‘, die sich bisher lediglich mit dem Rechtsextremismus beschäftigt,
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Handlungsstrategien und Empfehlungen erarbeiten lassen“, so Rülke.

 


